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Für die Entscheidung über den Regressanspruch nach § 110 SGB VII sind die ordentlichen 
Gerichte zuständig. 
 

 
Beschluss des OLG Dresden vom 28.10.2011 – 5 W 0939/11 –  
Bestätigung des Beschlusses des LG Leipzig vom 25.08.2011 – 6 O 3709/10 – 
 

Die klagende BG macht Regressansprüche gegen die Beklagten zu 1) – 4) aufgrund eines Ar-
beitsunfalls vom 28.02.2007 geltend, bei dem W – Landschaftsarbeiter bei dem Bekl. zu 4) – im 
Rahmen der Durchführung von Baumfällarbeiten verletzt worden war. Der Bekl. zu 1) – ein Ver-
ein – ist Pächter des Geländes, auf dem der Unfall stattgefunden hat. Der Bekl. zu 2) war Vize-
präsident des Bekl. zu 1) und bei diesem beschäftigt. Der Bekl. zu 4) ist ein Verein, der Arbeits-
beschaffungsmaßnahmen fördert und durchführt. Er hatte dem Bekl. zu 1) seit September 2006 
mehrere ABM-Kräfte zur Verfügung gestellt, die für verschiedene auf dem Grundstück anfallen-
de Arbeiten eingesetzt worden waren. Hierzu gehörte am Unfalltag auch der Geschädigte W. 
Der Bekl. zu 3) war Vorarbeiter der Bekl. zu 4) und leitete die ABM-Kräfte an. 
 
Der Bekl. zu 2) hatte sich mit Hinweis auf § 2 Abs. 1 Nr. 9 ArbGG gegen die Entscheidung des 
Landgerichts gewandt, wonach für die gegen ihn gerichtete Klage – die zunächst auf § 823 
BGB i.V.m. § 116 SGB X, dann aber auf § 110 SGB VII gestützt worden war – der Rechtsweg 
zu den ordentlichen Gerichten eröffnet ist. Nach Auffassung des Bekl. zu 2) besteht vorliegend 
die Besonderheit, dass ein Arbeitnehmer einen anderen Arbeitnehmer aufgrund gemeinsamer 
Arbeit auf Schadensersatz in Anspruch nimmt. Daher seien die Arbeitsgerichte zuständig. 
 
Dieser Auffassung des Bekl. zu 2) ist das OLG entgegengetreten. Für die gegen den Bekl. zu 2) 
gerichtete, auf § 110 SGB VII gestützte Klage sei der Rechtsweg zu den Gerichten der ordentli-
chen Gerichtsbarkeit eröffnet (Hinweis auf die Entscheidungen des BGH vom 30.04.1968 – VI 
ZR 32/67 –, NJW 1968, S. 1429, vom 15.05.1973 – VI ZR 160/71 –, VersR 1973, S. 818, und 
vom 30.05.2000 – VI ZB 34/99 –, VersR 2000, S. 1390, HVBG-Info 03/2001, S. 0290-0291). Die 
Regelung des § 2 Abs. 1 Nr. 9 ArbGG stelle sich als Ausnahmevorschrift dar (vgl. S. 7, 8), die 
nur dann Anwendung finde, wenn sich tatsächlich zwei Arbeitnehmer gegenüberstünden, die 
auf einer gemeinsamen Arbeitsstätte gearbeitet hätten. Dies sei vorliegend aber gerade nicht 
der Fall, weil die klagende BG, die mit § 110 SGB VII einen eigenen, nicht übergeleiteten An-
spruch geltend mache, keine Arbeitnehmerin sei, die dem Bekl. zu 2) gegenüberstehe. Das hier 
zu beurteilende Prozessrechtsverhältnis habe gerade nicht den personalen Einschlag, für wel-
chen die prozessualen Besonderheiten des Verfahrens vor den Arbeitsgerichten geschaffen 
worden seien. Daher bleibe es auch im vorliegenden Fall bei der Zuständigkeit der Gerichte der 
ordentlichen Gerichtsbarkeit für die Entscheidung über einen Anspruch aus § 110 SGB VII.      

 
Das Oberlandesgericht Dresden hat mit Beschluss vom 28.10.2011 – 5 W 0939/11 –  
wie folgt entschieden: 
 

http://rundschreiben.hvbg.de/RS/HVBG-INFO.nsf/9812A3069899F63DC1256D490076BD77/$FILE/2001-03-0290-0291.pdf
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